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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1978 Ausgegeben am 20. Jänner 1978 12. Stück

4 1 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Volksrepublik Ungarn über die
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Pflanzenschutzes
(NR: GP XIV RV 311 AB 369 S. 37. BR: AB 1588 S. 357.)

42. Abkommen zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und dem
Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich einerseits und dem
Handelsminister der Republik Indonesien andererseits über die Anerkennung
von Zeugnissen über den Ursprung und die handwerkliche Herstellung
von Waren zum Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach
Österreich

41.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN
zwischen der Republik Österreich und
der Volksrepublik Ungarn über die Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet des

Pflanzenschutzes

Die Republik Österreich und die Volksrepublik
Ungarn — im folgenden als Vertragschließende
Teile bezeichnet — sind, vom Wunsche geleitet,
eine enge Zusammenarbeit in allen Fragen des
Pflanzenschutzes zur Verhütung der Verbreitung
und Einschleppung von Pflanzenkrankheiten und
Pflanzenschädlingen zu gewährleisten — und
zwar insbesondere mittels gemeinsamer Planung
erfolgversprechender Maßnahmen zur Bekämp-
fung besonders gefährlicher Pflanzenkrankheiten
und Pflanzenschädlinge im. Grenzgebiete, gegen-
seitiger Erteilung von Auskünften über deren
Auftreten, gegenseitigen Austausches von Er-
fahrungen und Erkenntnissen betreffend den
Pflanzenschutz sowie unverzüglicher Mitteilung
diesbezüglicher Gesetze und Verordnungen —,
wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Folgende Pflanzenkrankheiten und -Schädlinge
gelten als besonders gefährlich:

1. Feuerbrand (Erwinia amylovora),

2. Kartoffelnematode (Heterodera rostochien-
sis),

3. Kartoffelmotte (Phthorimaea operculella),
4. Kartoffelkrebs (Synchytrium endobioti-

cum),

8 30



450 12. Stück — Ausgegeben am 20. Jänner 1978 — Nr. 41

5. Weißer Bärenspinner (Hyphantria cunea),

6. Viruskrankheiten der Obstgehölze,
7. Mittelmeerfruchtfliege (Ceratitis capitata),

8. Pfirsichmotte (Anarsia lineatella),
9. Pfirsichtriebbohrer (Pfirsichwickler) (Las-

peyresia molesta),
10. Blattaustrocknen und Blattfleckenkrank-

heit des Maises (Helminthosporium maydis),
11. Ascochyta Krankheit der Chrysantheme

(Ascochyta chrysanthemi),
12. Mehliger Rost der Chrysantheme (Puccinia

horiana),
13. Fichtenblattwespe (Pristiphora abientina),
14. Schwammspinner (Lymantria dispar),
15. Getreiderost (Puccinia graminis).
Dieses Verzeichnis kann einvernehmlich von

den Vertragschließenden Teilen ergänzt oder
abgeändert werden.

Artikel 2

Die Vertragschließenden Teile werden, soweit
dies nach ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften
möglich ist, die in dem anderen Staat geltenden
phytosanitären Ein- und Durchfuhrbestimmungen
berücksichtigen. Über alle Sendungen von Pflan-
zen, Pflanzenteilen und Pflanzenerzeugnissen,
die Träger von Quarantäne-Schädlingen und
Krankheiten sind, wird bei der Ausfuhr bezie-
hungsweise Durchfuhr derselben von der zu-
ständigen Pflanzenschutzdienststelle eine Beschei-
nigung ausgestellt, wenn auf Grund einer ge-
wissenhaften phytosanitären Untersuchung fest-
gestellt wurde, daß die Sendung nicht von Qua-
rantäne-Schädlingen und Krankheiten befallen ist.

Artikel 3

Die Vertragschließenden Teile verpflichten sich,
alle für notwendig gehaltenen Maßnahmen zur
Verhütung der Einschleppung von gefährlichen
Schädlingen und Krankheiten in das Staatsgebiet
des anderen Vertragschließenden Teiles zu treffen.

Artikel 4

Die Vertragschließenden Teile verpflichten sich,
zur wirksamen Bekämpfung der Mittelmeer-
Fruchtfliege und des weißen Bärenspinners,
falls sie im Staatsgebiet der Vertragspartner in
gefahrbringender Anzahl auftreten, folgende Maß-
nahmen zu ergreifen:

Eine 30 km breite Zone entlang der gemein-
samen Staatsgrenze wird von jedem der beiden
Vertragspartner auf seinem Staatsgebiet in regel-
mäßigen Zeitabständen nach Mittelmeer-Frucht-
fliegen und weißen Bärenspinnern untersucht.
Bei Befall durch einen dieser Schädlinge sind in
der betreffenden Grenzzone unverzüglich die
geeigneten Schädlingsbekämpfungsmaßnahmen
durchzuführen.
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Artikel 5

Die Vertragschließenden Teile verpflichten sich,
zur Verhütung der Gefährdung durch die im
Artikel 1 aufgezählten Krankheiten und Schäd-
linge

1. dem anderen Vertragschließenden Teil jähr-
lich, spätestens bis 1. Dezember, einen ausführ-
lichen Bericht über das Auftreten und die Ver-
breitung solcher Krankheiten und Schädlinge im
betreffenden Jahr, möglichst unter Angabe der
befallenen Gebiete (Städte, Gemeinden), sowie
der getroffenen Bekämpfungsmaßnahmen 2u über-
mitteln und darüber hinaus über das Auftreten
von Krankheiten und Schädlingen, denen beson-
dere Schadensbedeutung zukommt, eine sofortige
Mitteilung zu machen;

2. die Bevölkerung über das Schadensbild, die
Eigentümlichkeiten und die Bekämpfung der
erwähnten Krankheiten und Schädlinge zu unter-
richten;

3. die Bekämpfung dieser Krankheiten und
Schädlinge unter möglichster Berücksichtigung
der neuesten wissenschaftlichen und praktischen
Erkenntnisse durchzuführen.

Artikel 6
Die Vertragschließenden Teile vereinbaren,

zum Austausch von Erfahrungen im Rahmen
dieses Abkommens mindestens alle zwei Jahre
abwechselnd in einem der beiden Vertragsländer
ein Zusammentreffen der Pflanzenschutzdienste
vorzusehen.

Die Zentralen Pflanzenschutzdienststellen der
Vertragschließenden Teile können sich in Fragen
der Durchführung von Pflanzenschutzmaßnahmen
im Sinne dieses Abkommens einschließlich der
Berichtserstattung unmittelbar miteinander in
Verbindung setzen.

Artikel 7
Das Recht der Vertragschließenden Teile, einer

internationalen Pflanzenschutzorganisation oder
einem internationalen Pflanzenschutzabkommen
beizutreten, wird durch dieses Abkommen nicht
berührt.

Artikel 8
Dieses Abkommen tritt 60 Tage nach dem Zeit-

punkt in Kraft, zu dem die Vertragschließenden
Teile einander mitgeteilt haben, daß die ver-
fassungsmäßigen Voraussetzungen für das In-
krafttreten dieses Vertrages gegeben sind. Die
Bestimmungen der Artikel 1 bis 7 dieses. Ab-
kommens sind jedoch ab 8. August 1973 anwend-
bar. Das Abkommen bleibt 5 Jahre in Geltung.
Seine Geltungsdauer verlängert sich um jeweils
weitere 5 Jahre, wenn es nicht spätestens 1 Jahr
vor seinem Ablauf von einem der Vertrag-
schließenden Teile schriftlich auf diplomatischem
Wege gekündigt wurde.
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Geschehen in Budapest, am 5. April 1976, in
je 2 Urschriften in deutscher und ungarischer
Sprache, die beide in gleicher Weise authentisch
sind.

Für die Republik Österreich:
Frölichsthal m. p.

Für die Volksrepublik Ungarn:
Hammer m. p.

Die österreichische Ratifikationsurkunde wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom
Bundeskanzler gegengezeichnet; das Abkommen tritt, nachdem die in seinem Artikel 8 vorge-
sehenen Mitteilungen am 14. Juli 1976 und 6. Dezember 1977 durchgeführt wurden, am 4. Feber
1978 in Kraft.

Kreisky

42.
(Übersetzung)

A b k o m m e n

zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-

reich einerseits
und dem Handelsminister der Republik

Indonesien andererseits
über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zoll-
freien oder zollermäßigten Einfuhr nach

Österreich

Artikel 1

Der Handelsminister der Republik Indonesien
bestätigt, daß zur Ausstellung von Zeugnissen
über den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zoll-
freien oder zollermäßigten Einfuhr nach Öster-
reich die folgenden Stellen, Dienststellen des
Handelsministeriums in dem gesamten Gebiet
der Republik Indonesien, ermächtigt sind:



12. Stück — Ausgegeben am 20. Jänner 1978 — Nr. 42 453



454 12. Stück — Ausgegeben am 20. Jänner 1978 — Nr. 42

Artikel 2

(1) Die Zeugnässe über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung entsprechen — vor-
behaltlich der Bestimmungen des Abs. 2 — nach
Inhalt und Form dem für Zwecke des Allge-
meinen Präferenzsystems verwendeten Form-
blatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätz-
liche Feststellungen:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers (in
Spalte 7 des genannten Formblattes):
„Alle oben genannten Waren sind hand-
werklich hergestellte Waren."

b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stellen (in Spalte 4 des ge-
nannten Formblattes):
„Hiemit wird auf Grund der durchge-
führten Kontrollen bescheinigt, daß die in
diesem Zeugnis beschriebenen Waren hand-
werklich hergestellte Waren gemäß dem
Abkommen zwischen Österreich und In-
donesien sind.
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(3) Als handwerklich hergestellte Waren werden
Waren verstanden, die überwiegend von Hand
oder nur unter Verwendung von ausschließlich
durch Hand- oder Fußantrieb bedienten Maschi-
nen oder Geräten hergestellt worden sind. Die
Verwendung von maschinell erzeugten Roh-
materialien schließt grundsätzlich handwerklich
hergestellte Waren von den nach österreichischem
Recht eingeräumten Begünstigungen nicht aus.

Artikel 3

Der Handelsminister der Republik Indonesien
wird jede Änderung bezüglich der im Artikel 1
genannten Dienststellen des Handelsministeriums
dem Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich bekanntgeben.

Artikel 4

Das Handelsministerium der Republik Indo-
nesien leistet bei der Prüfung der Richtigkeit und
Ordnungsmäßigkeit der Zeugnisse den österrei-
chischen Behörden über deren Ersuchen Verwal-
tungshilfe.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt sechs Wochen nach
Unterzeichnung in Kraft und wird auf die Dauer
von zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, so-
fern sie nicht durch eine der Vertragsparteien
sechs Monate vor Ablauf der Frist schriftlich
auf diplomatischem Weg gekündigt wird.

GESCHEHEN in Wien, am 16. Dezember 1977
in zwei Urschriften in englischer Sprache.

Für den Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie der Republik Österreich:

Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat

Für den Bundesminister für Finanzen der Repu-
blik Österreich:

Dr. Ernst Palisek
Ministerialrat

Für den Handelsminister der Republik Indo-
nesien:

Abdullah Kamil
Botschafter

Das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 5 am 27. Jänner 1978 in Kraft.

Kreisky
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